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211  Anhörung und Unterrichtung oberster Staatsorgane sowie oberster Bundes- und 
Landesbehörden 
 
(1) 1In den Fällen, in denen ein oberstes Staatsorgan oder eine oberste Behörde des Bundes oder eines 
Landes die Ermächtigung zur Strafverfolgung nach § 89a Absatz 4, § 89b Absatz 4, § 89c Absatz 4, § 90 
Absatz 4, § 90b Absatz 2, § 97 Absatz 3, § 129b Absatz 1 Satz 3, § 194 Absatz 4 StGB erteilt oder 
Strafantrag wegen Beleidigung gestellt hat, teilt der Staatsanwalt, bevor er das Verfahren nach § 170 
Absatz 2 Satz 1 StPO oder nach § 153 Absatz 1, § 153a Absatz 1 StPO einstellt oder einer vom Gericht 
beabsichtigten Einstellung nach § 153 Absatz 2, § 153a Absatz 2 StPO zustimmt, dem obersten 
Staatsorgan oder der obersten Behörde unter Beifügung der Akten die Gründe mit, die für die Einstellung 
des Verfahrens sprechen, und gibt ihm Gelegenheit zur Stellungnahme. 2Wenn der Staatsanwalt entgegen 
einer widersprechenden Stellungnahme des obersten Staatsorgans oder der obersten Behörde das 
Verfahren einstellt oder der Einstellung des Verfahrens durch das Gericht zustimmt, soll er dabei auch die 
Einwendungen würdigen, die gegen die Einstellung erhoben worden sind.

(2) 1Wird in den in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Fällen die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt, das 
Verfahren durch das Gericht eingestellt oder der Angeklagte freigesprochen und erscheint ein Rechtsmittel 
nicht aussichtslos, gibt der Staatsanwalt dem obersten Staatsorgan oder der obersten Behörde Gelegenheit 
zur Stellungnahme, bevor er von der Einlegung eines Rechtsmittels absieht, auf die Einlegung eines 
Rechtsmittels verzichtet oder ein Rechtsmittel zurücknimmt. 2Dies gilt auch, wenn der Staatsanwalt der 
Auffassung ist, dass die erkannte Strafe in einem Missverhältnis zur Schwere der Tat steht. 3Bei drohendem 
Fristablauf wird in der Regel die vorsorgliche Einlegung eines Rechtsmittels geboten sein.

(3) In den in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Fällen gibt der Staatsanwalt dem obersten Staatsorgan oder der 
obersten Behörde ferner Gelegenheit zur Stellungnahme,

a)  bevor er von einem Antrag auf Einziehung und Unbrauchbarmachung im selbständigen Verfahren 
absieht,

 
b)  bevor er von der Durchführung eines Rechtsmittels gegen eine Entscheidung absieht, durch die das 
Gericht einem Antrag des Staatsanwalts auf Einziehung und Unbrauchbarmachung im selbständigen 
Verfahren nicht stattgegeben hat, sofern nicht ein Rechtsmittel aussichtslos erscheint.

 
(4) 1Das für Justiz zuständige Bundesministerium, bei Beteiligung eines obersten Staatsorgans oder einer 
obersten Behörde eines Landes die Landesjustizverwaltung, ist in angemessenen Zeitabständen über den 
Fortgang des Verfahrens sowie über dessen Ausgang zu unterrichten. 2Abschriften der 
Einstellungsverfügungen und der gerichtlichen Sachentscheidungen sind in der erforderlichen Zahl für die 
beteiligten obersten Staatsorgane oder obersten Behörden beizufügen.

(5) Für die Berichterstattung nach Absatz 1 bis 4 gilt Nummer 209 Absatz 2 Satz 4 sinngemäß; Nummer 5 
Absatz 4 findet Anwendung.


